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1. Plangebiet 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der Bebauungsplan In W 119 umfasst im Stadtbezirk Innenstadt-West das Gebiet zwischen Witte­
kindstraße, Rosemeyerstraße, der nördlichen Grenze des Grundstückes Rosemeyerstraße 12 und 
den südwestlichen Grenzen der Grundstücke Rosemeyerstraße 2 - 12. 

1.2 Gegenwärtige Situation im Plangebiet 

Im Plangebiet befinden sich verschiedene gewerbliche Nutzungen, die über die geplante Festset­
zung "Gewerbegebiet (GE)" auf Dauer planungsrechtlich gesichert werden sollen. 

Im Eckbereich Wittekindstraße/Rosemeyerstraße befindet sich das Gebäude Wittekindstraße 105, in 
dem bis vor einigen Jahren ein Möbelmarkt auf einer Bruttogeschossfläche von ca. 25 000 qm un­
tergebracht war. Seit der Nutzungsaufgabe wurden verschiedene Umnutzungsanträge gestellt, die 
auf großflächigen Einzelhandel abzielten. Da gemäß Ratsbeschluss vom 17.03.1994 Einzelhan­
delsbetriebe über der Vermutungsgrenze von 1 200 qm nur in integrierten Lagen zulässig sind, wur­
den o.g. Umnutzungsanträge abschlägig beschieden. Letztlich kam jedoch die Nutzungsänderung 
zu einem Medizinzentrum mit diversen Facharztpraxen, einer Orthopädieproduktion, Medizinfachge­
schäften sowie einem Restaurant zum Tragen. Auch eine Privatpraxis für kosmetische Chirurgie und 
Anästhesie soll in dem Komplex Platz finden. Dieser Med ical Park ist derzeit im Aufbau begriffen. 

Die weiteren Grundstücke süd lich der Rosemeyerstraße werden ebenfalls gewerblich bzw. freiberuf­
lich genutzt. Auf dem Grundstück Rosemeyerstraße 6 ist ein Großhandel für Teppiche, Farben und 
Tapeten sowie eine Naturheilpraxis ansässig. Das nördlich anschließende Grundstück ist derzeit 
nicht bebaut. Im Geschäftshaus Rosemeyerstraße 10 sind verschiedene Ingenieurbüros, auf dem 
Grundstück Rosemeyerstraße 12 ist ein Autoreparaturbetrieb vorhanden. 

2. Bestehendes Planungsrecht 

2.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Das Plangebiet ist im Gebietsentwicklungsplan (GEP) für den Regierungsbezirk Arnsberg - Teilab­
schnitt Dortmund/Unna/Hamm - als Wohnsiedlungsbereich dargestellt. 

2.2 Darstellungen des Flächennutzu ngsplanes 

Der Flächennutzungsplan (F-Plan) der Stadt Dortmund vom 27.06.1985 stellt im Bebauungsplanbe­
reich "Gewerbegebiet" dar. 

2.3 Festsetzungen des Landschaftsplanes 

Der Bereich des Bebauungsplanes In W 119 liegt außerhalb des Geltungsbereichs des seit dem 
19.01.1997 rechtsverbindlichen Landschaftsplanes Dortmund-Mitte. 

2.4 Derzeitige baurechtliche Beurteilungsgrundlage 

§ 34 BauGB - im Zusammenhang bebauter Ortsteil -
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3. Ziele und Zwecke des Bebauungsplanes 

Das Gebäude Wittekindstraße 105 hat eine Größenordnung von ca. 25 000 qm. Es ist nicht auszu­
schließen, dass künftige Veränderungen Begehrlichkeiten in Richtung Ansiedlung von großflächigen 
Einzelhandelseinrichtungen wecken könnten. Um dieses zu verhindern, wird für das angesprochene 
Gebäude, aber auch für die anderen vorhandenen gewerbl ichen Nutzungen, als Art der baulichen 
Nutzung "Gewerbegebiet" festgesetzt. Damit werden die vorhandenen gewerbl ichen Nutzungen pla­
nungsrechtlich gesichert und auf Dauer die Ansiedlung von zentrenschädlichen und großflächigen 
Einzelhandelseinrichtungen verhindert. Wie unter Pkt. 1.2 beschrieben, etablieren sich hier seit ge­
raumer Zeit medizinische und medizinisch-technische Betriebe. Diese Etablierung soll schwer­
punktmäßig gestärkt werden. 

4. Inhalt des Bebauungsplanes 

4.1 Art der baulichen Nutzung - Gewerbegebiet -

Für die Steuerung der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung im Planbereich ist es ausreichend, 
hier einen einfachen Bebauungsplan nach § 30 Abs. 3 BauGB aufzustellen, der nur die Art der bau­
lichen Nutzung - GE -, die Gliederung des Gewerbegebietes gemäß Abstandserlass sowie textl iche 
Festsetzungen zum Ausschluss bestimmter Nutzungen und die öffentlichen Verkehrsflächen zum 

Inhalt hat. 

Für den gesamten Planbereich wird zum einen zur planungsrechtlichen Sicherung der vorhandenen 
Gewerbebetriebsflächen als Art der baulichen Nutzung "Gewerbegebiet (GE)" festgesetzt. Durch die 
Festsetzung dieser Nutzungsart soll zum anderen sichergestellt werden, dass sich an dieser Stelle 
keine großflächigen Einzelhandelseinrichtungen ansiedeln, die nur in Kerngebieten und für sie fest­
gesetzten sonstigen Sondergebieten zulässig sind. 

4.2 Gliederung des Gewerbegebietes 

Gewerbegebiete dienen nach § 8 Abs. 1 BauNVO vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich 
belästigenden Gewerbebetrieben. Mit Blick auf die dem geplanten Gewerbegebiet am nächsten lie­
gende Wohnbebauung östlich der Wittekindstraße bzw. südlich der Bahnlinie (Entfernung jeweils 
zwischen ca. 50 und 70 m) wird eine Gliederung der Gewerbegebiete gemäß § 1 Abs. 4 BauNVO 
entsprechend der geltenden Abstandsliste (siehe Anlage) zum Runderlass des Ministers für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft NW vom 02.04.1998 (SMBL. NW 283) vorgenommen. Dadurch 
wird erreicht, dass die Gewerbebetriebe in ihrem Emissionsverhalten durch Einhaltung eines ausrei­
chenden Schutzabstandes Rücksicht auf die benachbarte Wohnbebauung nehmen. 

Das Gewerbegebiet wird in drei Bereiche gegliedert (siehe textliche Festsetzungen<J), <3> und 

0 ). 
In dem mit der textl ichen Festsetzung <J> gekennzeichneten Baugebiet sind danach innerhalb des 
100 m - Bereiches bis zur nächstliegenden Wohnbebauung nur Betriebe zulässig, die das Wohnen 
nicht wesentlich stören. Generell nicht zulässig sind die Betriebe der Abstandsklassen I bis VII. 

In Anwendung des § 31 Abs. 1 BauGB können ausnahmsweise in einem Abstand bis zu 100 m 
vom nächsten Wohngebiet die unter den lfd. Nr. 192 - 212 der Abstandsklasse VII aufgeführten An­
lagen zugelassen werden, wenn die von ihnen ausgehenden Emissionen so begrenzt werden, dass 
sie die von den allgemein zulässigen Anlagen üblicherweise ausgehenden Emissionen nicht über­
schreiten. Eine Begrenzung der Emissionen kann z.B. durch über den derzeitigen Stand der Technik 
hinausgehende Maßnahmen oder Betriebseinschränkungen erreicht werden. 
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In dem GE-Gebiet mit der textlichen Festsetzung <$ sind die Betriebe der Abstandsklasse VII {lfd. 
Nr. 192 - 212) und Betriebe mit ähnlichem und geringerem Emissionsverhalten allgemein zulässig. 
Ausnahmsweise zulässig sind in einem Abstand von 100 - 200 m zur nächsten Wohnbebauung -
unter der vg . Voraussetzung zur Emissionsbegrenzung - die Betriebe der Abstandsklasse VI (lfd. Nr. 
154 - 191 ). 

In dem mit der textlichen Festsetzung <J> gekennzeichneten GE-Gebiet sind die Betriebe der Ab­
standsklassen VI und VII allgemein zulässig. Ausnahmsweise zulässig sind in einem Abstand von 
200 - 300 m bis zur nächsten Wohnbebauung - ebenfalls unter der vorstehenden Voraussetzung 
zur Emissionsbegrenzung - die Betriebe der Abstandsklasse V {lfd. Nr. 79 - 153). 

Nach Punkt 2.2 des o.g. Runderlasses - Grundlagen der Abstandsliste - ist davon auszugehen, dass 
bei Einhaltung oder Überschreitung der angegebenen Abstände erhebliche Nachtei le und erhebliche 
Belästigungen durch die zulässigen Gewerbebetriebe in den Wohngebieten südwestlich und östlich 
des Bebauungsplanbereichs nicht entstehen, wenn die Anlagen dem Stand der Technik entspre­
chen. 

4.3 Ausschluss von Nutzungen 

Des Weiteren setzt der Bebauungsplan fest (textliche Festsetzung 0 ), dass im Gewerbegebiet 
Einzelhandelsbetriebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrie­
ben, die sich ganz oder tei lweise an Endverbraucher wenden, nicht zulässig sind. Hiervon unberührt 
bleiben Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz- und/oder Caravanverkauf 
sowie Betriebe mit Kfz- und/oder Caravanersatzteil- bzw. -zubehörverkauf. Weiterhin setzt der Be­
bauungsplan fest, dass an Endverbraucher gerichtete Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und 
von anderen Gewerbebetrieben, wenn sie in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusam­
menhang mit einem Handwerks- und anderen Gewerbebetrieb stehen und deren Summe an Ver­
kaufs- und Ausstellungsfläche unter der Größe der Geschossfläche des Handwerks- oder anderen 
Gewerbebetriebstei les liegt, ausnahmsweise zulässig sind. 

Diese textliche Festsetzung ist erforderlich, um zu verhindern, dass sich zunehmend kleinere Betrie­
be deutlich unterhalb der in § 11 Abs. 3 BauNVO genannten Vermutungsgrenze von 1 200 qm an 
nicht integrierten Standorten ansiedeln bzw. versuchen, in Gewerbegebieten Fuß zu fassen. Dem 
liegt die städtebauliche Zielsetzung zugrunde, Einzelhandelsbetriebe zur Stärkung der zentralen 
Versorgungseinrichtungen in den Ortszentren anzusiedeln, soweit Art und Umfang des Betriebes 
dies zulassen. Damit werden gleichzeitig in den Gewerbegebieten die Flächen für solche Betriebe 
freigehalten, die auf derartige Standorte angewiesen sind. Diese textliche Festsetzung ist weiterhin 
notwendig, um der angesprochenen negativen städtebaulichen Entwicklung in Form einer Neuer­
richtung von Handelsbetrieben am Siedlungsrand mit all seinen städtebaulichen Negativwirkungen 
(Kaufkraftverlust des Ortsteilzentrums, nicht integrierter Standort, Verkehrszusatzbelastung) entge­
genzutreten. 

Die Regelung, dass Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz- und/oder Cara­
vanverkauf von der textlichen Festsetzung unberührt bleiben, erg ibt sich daraus, dass bei derartigen 
Betrieben die Größe der Verkaufsfläche regelmäßig die des Handwerksbetriebes überschreitet. 
Gleichwohl ist daraus aber nicht abzuleiten, dass sich hierdurch die dargelegten negativen Auswir­
kungen hinsichtlich zentraler Einrichtungen in den Ortszentren ergeben. 

Die Ausnahmeregelung für Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Gewerbebetrie­
ben, die in unmittelbarem räumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem solchen Betrieb 
stehen, zielt auf eine solche Kategorie von Betrieben ab, deren Einzelhandelsbetriebsteile unterge­
ordnet sind. Die ausnahmsweise Zulassung solcher Verkaufsstellen steht der mit dem Ausschluss 
von Einzelhandelsbetrieben verfolgten generellen Zielsetzung nicht entgegen, da die damit im Zu-



- 6 -

sammenhang stehenden produzierenden Betriebe allein schon wegen ihres Störgrades in der Regel 
nicht in Zentren angesiedelt werden können, die Verkaufsstellen nur untergeordnete Betriebsteile 
sind und insofern nicht die negativen Auswirkungen auf die Zentren mit sich bringen. 

Um sicherzustellen, dass die Gewerbegebietsflächen für solche Betriebe zur Verfügung gestellt 
werden, die a~derartige Standorte angewiesen sind, setzt der Bebauungsplan über die textl iche 
Festsetzung ~ > weiterhin fest, dass dort die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zu­
lässigen Anlagen für kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke, die sich auch in anderen Baugebiets­
kategorien ansiedeln können, unzulässig sind. Von dem Ausschluss sind die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 
ausnahmsweise zulässigen Anlagen für gesundheitliche Zwecke nicht betroffen. In der Vergangen­
heit haben sich in diesem Bereich medizinische und med izintechnische Einrichtungen (orthopädi­
sche Geräte u.a. ) angesiedelt, die auch zukünftig an diesem Standort verbleiben sollen und denen 
Entwicklungsmöglichkeiten eingeräumt werden sollen. Darüber hinaus werden entsprechend den 
stadtplanerischen Zielen dieses Bebauungsplanes die Voraussetzungen geschaffen, dass sich ein 
Gewerbegebiet verfestigt, das den v.g. ursächlichen Ansprüchen gerecht wird. Es ist vornehmlich 
das Ziel, hier arbeitsplatzintensiven Gewerbebetrieben die Möglichkeit der Ansiedlung zu schaffen. 
Anlagen für kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke werden den v.g. Ansprüchen an das Gewerbe­
gebiet nicht gerecht bzw. widersprechen den städtebaulichen Zielen. Aus diesen Gründen sind die 
sonst nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO in Gewerbegebieten ausnahmsweise zulässigen Vergnü­
gungsstätten ebenso ausgeschlossen worden. 

5. Verkehrliche Erschließung 

5.1 Äußere Erschließung 

Die Anbindung des Planbereichs an das übergeordnete Straßennetz wird über den Straßenzug 
Wittekindstraße/Krückenweg und im weiteren über die B 1 sichergestellt. 

5.2 Innere Erschließung 

Die innere Erschließung des Bebauungsplanbereichs erfolgt über die von der Wittekindstraße ab­
zweigende Rosemeyerstraße. 

5.3 Ruhender Verkehr 

Auf den privaten Betriebsgrundstücken bestehen ausreichend Parkmöglichkeiten. 

5.4 Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 

Der Bebauungsplanbereich ist über die Straßenbahnlinie 408 (D0-Hombruch - D0-Wickede) mit dem 
Haltepunkt "Theodor-Fliedner-Heim" an das ÖPNV-Netz angebunden. Im Zuge des Stadtbahnaus­
baues wird diese Linie zukünftig als U 42 geführt und erhält direkt im Eingangsbereich zur Rose­
meyerstraße einen neuen Haltepunkt. 

6. Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft 

Nach § 1 Abs. 5 Satz 1 BauGB sollen Bauleitpläne dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt 
zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln. § 1 Abs. 5 Nr. 7 
BauGB bestimmt, dass bei Aufstellung der Bauleitpläne die Belange des Umweltschutzes, auch 
durch die Nutzung erneuerbarer Energ ien, des Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbeson-
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dere des Naturhaushaltes, des Wassers, der Luft und des Bodens einschließlich seiner Rohstoffvor­
kommen, sowie das Klima zu berücksichtigen sind. § 1a Abs. 1 BauGB beinhaltet die Vorgabe, dass 
mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll und dabei Bodenversiege­
lungen auf das notwendige Maß zu begrenzen sind . 

Konkrete Regelungen zu Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege treffen die ent­
sprechenden Fachgesetze, wie das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das Landschaftsge­
setz Nordrhein-Westfalen (LG NW). Nach § 8 Abs. 1 BNatSchG und § 4 Abs. 1 LG NW gelten Ver­
änderungen der Gesta lt oder Nutzung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
haltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können, als Eingriffe in 
Natur und Landschaft. 

Der Verursacher eines Eingriffes ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft zu unterlassen (Vermeidungsgebot) sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen innerhalb 
einer zu bestimmenden Frist durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege aus­
zug leichen (Ausgleichspflicht - § 8 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG bzw. § 4 Abs. 4 LG NW). 

Durch § 8 a BNatSchG wird die Prüfung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf die Ebene 
der Bauleitplanung vorverlagert. Nach § 8 a Abs. 1 BNatSchG ist bei Aufstellung von Bauleitplänen, 
aufgrund dessen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, über die Vermeidung, den Aus­
gleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden. Die konkreten 
Regelungsmöglichkeiten ergeben sich aus§ 1 a Abs. 3 BauGB. 

Nach§ 8 a Abs. 2 BauGB sind auf Vorhaben im Innenbereich nach§ 34 BauGB die Vorschriften der 
Eingriffsregelung nicht anzuwenden. Dies trifft auf den vorliegenden Fall zu, da es sich bei dem 
Plangebiet um einen nach § 34 BauGB zu beurteilenden Bereich handelt. 

Der Bebauungsplan In W 119 trifft zudem keine erstmaligen Festsetzungen für bauliche Nutzungen. 
Er dient lediglich der Sicherung bestehender Baurechte, ermöglicht Nutzungsänderungen in beste­
henden baulichen Anlagen bzw. schließt einzelne Nutzungen aus. Er löst somit keinen ausgleichs­
pflichtigen Eingriff in Natur und Landschaft aus. 

7. Umweltbelange 

7.1 Lärmschutz 

Nach § 1 Abs. 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen u.a. insbesondere die allgemei­
nen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. 

In Bezug auf die benachbarte Wohnbebauung wurde der Planbereich nach dem Abstandserlass ge­
gliedert (vgl. 7 .1.3). 

Der Bebauungsplanbereich wird durch den Verkehrslärm verschiedener Quellen beeinträchtigt. Dies 
sind die Lärmemissionen des östl ich gelegenen Straßenzuges Wittekindstraße/Krückenweg, der 
nördlich gelegenen Bundesstraße 1 (Schnettkerbrücke) sowie der Schienenverkehrslärm der süd­
westlich des Planbereichs im Einschnitt gelegenen Trasse der Deutschen Bahn AG, der auf das 
süd liche Plangebiet einwirkt. 

Nach DIN 18005 - Schallschutz im Städtebau - ist für Gewerbegebiete ein schalltechnischer Orien­
tierungswert von 65 dB (A) tags sowie 55 dB (A) nachts für Verkehrslärm bzw. 50 dB (A) nachts für 
Industrie- und Gewerbelärm zugrunde zu legen. Für die schalltechnische Beur1eilung ist für die Tag-
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Werte der Zeitraum von 6.00 bis 22.00 Uhr, für d ie Nacht-Werte der Zeitraum von 22.00 bis 6.00 Uhr 
relevant. 

Um die konkreten Geräuschimmissionen zu ermitteln, wurde im April 2000 vom Stadtplanungsamt 
zum Verkehrslärm (Straßen- und Schienenverkehr) eine schalltechnische Untersuchung vorgenom­
men. In der Verkehrslärmbetrachtung wurden die Lärmauswirkungen (Schallemissionen) der vorge­
nannten Lärmquellen untersucht, da es Aufgabe der Bauleitplanung ist, die Lärmproblematik inner­
halb der Grenzen des Bauleitplanes zu lösen. Die angesprochene schalltechnische Untersuchung 
kann bei Bedarf eingesehen werden. 

7 .1.1 Straßenverkehrslärm 

Die Verkehrsbelastung auf der ~ beträgt nach der 1995 durchgeführten Zählung des durchschnitt­
lichen täglichen Verkehrs (DTV = Kfz/24 h) 74 500 Kfz bei einem LKW-Anteil von 9,2/1 1,5 % 
tags/nachts. Prognostiziert wird für das Jahr 2010 eine Verkehrsbelastung von 104 000 Kfz/24 h bei 
einem 20 %-igen LKW-Anteil sowohl tags als auch nachts. 

Auf dem Straßenzug Wittekindstraße/Krückenweg verkehren zur Zeit täglich 18 300 Kfz bei einem 
LKW-Anteil von 3 % tags und nachts. Für diesen Straßenzug ergibt die Prognoserechnung einen 
niedrigeren Wert als heute vorhanden. Diese Tatsache ist darin begründet, dass in die Prognose der 
Straßenzug der L 609 n eingerechnet wurde, dessen Ausbau jedoch noch nicht realisiert ist. Von 
daher wird von den eher ungünstigen Diagnosewerten ausgegangen. 

Die o.g. schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass durch den Verkehrslärm der 
B 1 bei freier Schallausbreitung in Höhe der Schnettkerbrücke der Orientierungswert der DIN 18005 
von 65 dB (A) tags nicht überschritten wird. Allein nachts kommt es im nordwestlichen Eckbereich 
des Plangebietes zu einer minimalen Überschreitung. 

Der Verkehr auf der Wittekindstraße führt nur im unmittelbaren Straßenrandbereich zu Lärmimmissi­
onen von < 65 dB (A) tags und < 55 dB (A) nachts. Der Nacht-Orientierungswert von 55 dB (A) wird 
entlang der Wittekindstraße leicht überschritten. 

7 .1.2 Schienenverkehrslärm 

Unmittelbar entlang der südwestlichen Grenze des Bebauungsplanes verläuft eine Gleistrasse der 
Deutschen Bahn AG. Östlich des Planbereichs (auf der Wittekindstraße) befindet sich die Gleistras­
se der Straßenbahnlinie 408 (zukünftig U 42). In der schalltechnischen Untersuchung wurde auch 
die Situation bezüglich der Schienenverkehrsemissionen untersucht. Es wurde festgestellt, dass die 
Orientierungswerte der DIN 18005 an den vorhandenen bzw. geplanten Gewerbegebäuden weder 
tags noch nachts im Erdgeschoss oder in den jeweils oberen Geschossen erreicht werden. Von da­
her sind hinsichtlich des Schienenverkehrslärms keine Schutzmaßnahmen erforderlich 

7. 1 . 3 Gewerbelärm 

Das Gewerbegebiet selber wird gemäß Abstandsliste 1998 des Runderlasses des Ministeriums für 
Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 02.04.1998 gegliedert (siehe Pkt. 4.2). Somit ist da­
von auszugehen, dass bei Einhaltung der angegebenen Abstände Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen durch Geräusche beim bestimmungsgemäßen Betrieb der entspre­
chenden Anlagen in den umliegenden Wohngebieten nicht entstehen, wenn die Anlagen dem Stand 
der Technik entsprechen. Es ist im übrigen darauf hinzuweisen, dass es sich hier um eine Be­

standssituation handelt. 
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7 .1.4 zusammenfassende Betrachtung und Darstellung der Lärmschutzmaß nahmen 

Nach § 50 des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BlmSchG) sind bei raumbedeutsamen Planun­
gen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuord­
nen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen 
dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden wer­

den. 

Die vorgegebene und geplante städtebauliche Struktur erlaubt keine Planung, die den Grundsätzen 
des § 50 BlmSchG - Trennung von störenden und störempfindlichen Nutzungen - gerecht wird. Die 
bestehende Baustruktur im Bereich Rosemeyerstraße ist durch eine offene Bauweise geprägt. Ein 
Abrücken dieser Bebauung von der Wittekindstraße ist nicht möglich. 

Als Schallschutzmaßnahmen kommen aktive und passive Maßnahmen in Betracht, wobei die akti­
ven zunächst Vorrang vor passiven haben. 

Die Anwendung aktiven Lärmschutzes im Planbereich, d. h. die Errichtung von Schallschutzanlagen 
wie Lärmschutzwall oder -wand vor der betreffenden Bebauung (Medical-Park) ist aufgrund der un­
erwünschten städtebaulichen Wirkung (Abschottung des Gebäudes von der angrenzenden Straße) 
nicht zu vertreten. Der Bau einer Schallschutzwand würde der bezweckten städtebaulichen Absicht, 
nämlich Fassung des Straßenraumes mit einem repräsentativen Gebäude, konträr entgegenstehen 
und kann deshalb nicht das Ergebnis einer sachgerechten Belangeabwägung darstellen, zumal nur 
im Bereich der Fassade entlang der Wittekindstraße eine leichte Überschreitung ( < 3 dB (A) im nicht 
hörbaren Bereich) der Orientierungswerte vorhanden ist. 

Auch in dem nordwestlichen Eckbereich des Plangebietes ist die Überschreitung der Orientierungs­
werte zu geringfügig, als dass hier aktive Schallschutzmaßnahmen erforderlich würden. 

Darüber hinaus wären sie insbesondere bezüglich Lärmbelastung der B 1 wirtschaftlich unverhält­
nismäßig und technisch erst zu einem späteren Zeitpunkt realisierbar. 

Seitens des Westfälischen Bauamtes Bochum als zuständigem Baulastträger besteht allerdings die 
Absicht, die B 1 im Abschnitt zwischen dem Autobahnkreuz Dortmund-West und der Wittekindstraße 
auf sechs Fahrstreifen bei gleichzeitiger Absenkung der Gradiente auszubauen und dabei auch die 
Schnettkerbrücke zu erneuern. Dazu wird ein entsprechendes Planfeststellungsverfahren nach Bun­
desfernstraßengesetz durchgeführt. 

Im Zuge der vg . Ausbaumaßnahmen ist an der B 1 die Herstellung von aktiven Schallschutzmaß­
nahmen in Form einer Lärmschutzwand beabsichtigt. Erst im Rahmen des Planfeststellungsverfah­
rens wird über die genaue Lage und Dimensionierung des Schallschutzes entschieden. Dieser not­
wendige Schallschutz (Wall und/oder Wand) wird nach der 16. BlmSchG in einer Dimensionierung 
zu errichten sein, die auch die zwischen der B 1 und dem Plangebiet bestehende Bebauung schüt­
zen muss. Nach Realisierung der vorbeschriebenen Maßnahme können auch bezogen auf die an­
gesprochene gewerbliche Nutzung im Plangebiet die schalltechnischen Orientierungswerte ein­
gehalten werden. Für eine vorgezogene Herstellung aktiver Schallschutzmaßnahmen an der B 1 
fehlt zur Zeit sowohl die rechtliche Grundlage (Planfeststellungsbeschluss), noch wäre dies bezüg­
lich der Schutzwirkung für das Plangebiet wirtschaftlich vertretbar. So würden die Kosten einer 
Lärmschutzwand in Bezug auf den Nutzen in keinem ausgewogenen Verhältnis stehen. 

Deshalb werden aktive Schallschutzmaßnahmen nicht in Erwägung gezogen, zumal sie auch zu 
einer städtebaulichen nicht vertretbaren Abschottung der Bebauung führen würde. 

Aus den o.g. Gründen verbleiben als einzige Maßnahme zum Schutz vor dem Straßenverkehrslärm 
passive Schallschutzmaßnahmen. Durch passiven Schallschutz werden gesunde Wohn- und Ar­
beitsverhältnisse in angemessener und geeigneter Weise gewährleistet. 
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In den Fällen, in denen ein angemessener Schallschutz nur durch passive Maßnahmen an den be­
troffenen Gebäuden erreicht werden kann, sind die in der Tabelle 6 der VDI-Richtlinie 2719 ge­
nannten oberen Anhaltswerte für Innenschallpegel für die Lärmdämmung von Fenstern zugrunde zu 
legen. Das Fenster ist nämlich als das Außenbauteil anzusehen, welches die geringste Dämmwir­
kung gegen Lärmimmissionen aufweist. 

Durch textliche Festsetzung ( <9> ) wird im Bebauungsplan vorgegeben, dass die Gebäude im Ge­
werbegebiet bei allen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten mit schallschützenden Außenbauteilen zu 
versehen sind, die die Einhaltung der Tag- und Nachtwerte gewährleisten. Die Festsetzung eines 
konkreten, resultierenden Schalldämmmaßes der gesamten Außenfläche eines Raumes kann nicht 
getroffen werden, weil vor Realisierung von Bauvorhaben, nämlich im Rahmen des Planverfahrens, 
wesentliche Parameter auch zur Abschätzung dieses Schalldämmmaßes gerade für Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten nicht bekannt sind. Dazu gehören vor allem die nach der DIN 2719, Punkt 6.4, 
genannten Parameter 

vom Raum aus gesehene Gesamtaußenfläche in qm und 
äquivalente Absorptionsfläche des Raumes in qm. ( In der Regel ist die 

Absorptionsfläche ca. 0,8 x Grundfläche.) 

Diese beiden Parameter hängen somit von den konkreten Bauabsichten ab und sind erst bei Kon­
kretisierung der jeweiligen Bauvorhaben erkennbar. Es könnte für spätere Bauvorhaben ansonsten 
ein Übermaß entstehen, wenn z.B. Schallschutzfenster der Klasse III festgesetzt würden, obwohl die 
o.g. Parameter bei dem konkreten Bauvorhaben eine geringere Schallschutzfensterklasse zuließen. 

Ebenso berücksichtigt die textliche Festsetzung den Tatbestand, dass das Schalldämmmaß der 
Außenhaut eines Gebäudes von der zukünftigen Grundrissgestaltung und Baukörperanordnung ab­
hängig ist. Von daher werden nur schallschützende Außenbauteile gefordert, wenn bei dem kon­
kreten Bauvorhaben die Grundrissgestaltung und Baukörperanordnung so ausgerichtet ist, dass der 
geforderte Schallschutz nicht erreicht wi rd, d. h. der zulässige Innenschallpegel überschritten wird. 
Wie bereits erwähnt, kann - um ein Übermaß zu vermeiden - die letztendliche Feststellung der kon­
kret erforderlichen Schallschutzmaßnahmen im Einzelfall nur im Rahmen des bauordnungsrechtli­
chen Prüfverfahrens als Bestandteil der Bauvorlagen vom Bauherrn/Antragsteller erbracht werden. 
Die Nachweispflicht ergibt sich aus dem Runderlass vom 24.09.1990 (MBI. NW S. 1448) des Nord­
rhein-Westfälischen Ministers für Bauen und Wohnen betreffend DIN 4109 - Schallschutz im Hoch­
bau -. 

In den Bebauungsplan wird daher an den entsprechenden Stellen eine textliche Festsetzung (Ziffer 
<§> ) mit Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 

BauGB aufgenommen. 

"Vorkehrungen zum 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

In den mit der Ziffer <§> gekennzeichneten Baugebieten sind bei allen Neu-, Um- und Er­
weiterungsbauten aufgrund der Lärmbelastung durch den Kfz-Verkehr der Wittekindstraße 
für die Gebäude bauliche und sonstige Vorkehrungen zur Lärmminderung zu treffen. Dabei 
dürfen die Innenschallpegel, wie in der nachfolgenden Tabelle aufgeführt, nicht überschritten 
werden. 

Die Tabelle ist nur insoweit anwendbar, als die dort genannten Raumarten nach den Fest­
setzungen über die Art der baulichen Nutzung zulässig sind: 



Raumart 

1. 
1.1 

1.2 

2. 
2.1 

2.2 

3. 
3.1 

3.2 
3.3 
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Mittelungspegel 

Schlafräume nachts 
in reinen und allgemeinen Wohngebieten 
Krankenhaus- und Kurgebieten 
in allen übrigen Gebieten 

Wohnräume tagsüber 
in reinen und allgemeinen Wohngebieten, 
Krankenhaus- und Kurgebieten 
in allen übrigen Gebieten 

Kommunikations- und Arbeitsräume tagsüber 
Unterrichtsräume, ruhebedürftige Einzelbüros, wissen­
schaftliche Arbeitsräume, Bibliotheken, Konferenz- und 
Vortragsräume, Arztpraxen, Operationsräume, Kirchen, 
Aulen 
Büros für mehrere Personen 
Großraumbüros, Gaststätten, 
Schalterräume, Läden 

30 dB(A) 

35 dB(A) 

35 dB(A) 

40 dB(A) 

40 dB(A) 
45 dB(A) 
50 dB(A) 

Sofern diese Werte nicht schon durch Grundrissgestaltung und Baukörperanordnung ein­
gehalten werden können, sind schallschützende Außenbautei le, wie z. B. Schallschutzfens­
ter (entsprechend der VDI-Richtlinie 2719), Außentüren, Dachflächen, Wände etc. zu ver­
wenden. 

Nach dem Runderlass des nordrhein- westfälischen Ministers für Bauen und Wohnen 
betreffend DIN 41 09 - Schallschutz im Hochbau - vom 24.09.1990 (MBI. NW S. 1448) ist im 
Rahmen des bauordnungsrechtlichen Prüfverfahrens als Bestandteil der Bauvorlagen vom 
Bauherrn/Antragsteller auf den Einzelfall abgestellt der Nachweis der konkret erforderlichen 
Schallschutzmaßnahmen zu erbringen." 

Bezüglich der Kosten für Schallschutzfenster ist jedoch darauf hinzuweisen, dass bereits moderne 
Doppelscheibenfenster, welche die Anforderungen der Wärmeschutzverordnung erfüllen (dicht 
schließende Rahmen und Isolierverglasung) ein Schalldämmmaß von 30 - 34 dB (A) gewährleisten 
und damit Fenstern der Schallschutzklasse 2 entsprechen, deren Einbau bei Neubauten und Mo­
dernisierungen bereits im bauordnungsrechtlichen Prüfverfahren aus wärmetechnischen Gründen 
gefo rdert wird . 

Ein Ausbau (Verbreiterung) der Verkehrswege ist in der Bauleitplanung nicht vorgesehen. Es han­
delt sich also bei den derzeitigen Lärmimmissionen um eine situationsgegebene Vorbelastung. So­
mit kommen die auf den Bau und die wesentliche Änderung von Straßen abgestellten Vorschriften 
der §§ 41 bis 43 BlmSchG sowie der daraus abgeleiteten 16. Verordnung zur Durchführung des 
BlmSchG (Verkehrslärmschutzverordnung) vom 12.06.1990 i.V.m. der 24. Verordnung zur Durch­
führung des BlmSchG (Verkehrswege-Schallschutzmaßnahmenverordnung) vom 04.02.1997 nicht 
zur Anwendung . 

7.2 Altlasten 

Das Grundstück Rosemeyerstraße 6 ist im Detailplan der Stadt Dortmund - Maßstab 1 : 5000 - über 
Altstandorte und Altablagerungen sowie sonstiger Belastungsflächen als Tankstellengrundstück ge­
kennzeichnet. Der Bereich wird aus Vorsorgegründen gemäß§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeich­
net und mit dem Hinweis versehen, dass im Rahmen von konkreten Baugenehmigungsverfahren 
Boden- und Untergrunduntersuchungen erforderlich werden. Aufg rund der geplanten gewerblichen 



- 12 -

Nutzung der Grundstücke sind vorerst keine weiteren Veranlassungen notwendig. Weitere Erkennt­
nisse über Boden- und Untergrundverunreinigungen im Plangebiet liegen dem Umweltamt zur Zeit 
nicht vor. 

7.3 Methanausgasung 

Seit 1991 kam es an mehreren Stellen im Stadtgebiet zu Austritt von Methangas an der Tagesober­
fläche. Nähere Überprüfungen ergaben, dass es sich in diesen Fällen um natürliche Gasvorkommen 
aus dem Steinkohlengebirge handelt. Solche Austritte können durch natürliche (z.B. geolog ische 
Verwerfungen, Brüche etc.) und anthropogene (z.B. Bohrungen, Geländeeinschnitte etc.) Wegsam­
keiten begünstigt werden. 

Die vorliegende Karte der potentiellen Gasaustrittsbereiche unterteilt das Stadtgebiet in mehrere 
Bereiche hinsichtlich der Austrittswahrscheinlichkeit. Der Bebauungsplanbereich liegt in der Zone 2 
der Karte der potentiellen Methanausgasungen im Stadtgebiet Dortmund. Danach sind Methangas­
austritte hinreichend wahrscheinlich, aber keine konkreten Austritte bekannt. 

Wegen der hinreichenden Wahrscheinlichkeit wird empfohlen, unter geplanten Gebäuden Unter­
grunduntersuchungen und -messungen zur Feststellung des möglichen Methangaspotentials durch 
einen Sachverständigen vornehmen zu lassen . Im Rahmen der nachfolgenden Baugenehmigungs­
verfahren erfolgt die rechtliche Absicherung dieser Vorgabe in Form von Bedingungen und Auflagen. 
Über einen entsprechenden Hinweis zu Methanausgasung wird im Bebauungsplan auf diese Situati­

on aufmerksam gemacht. 

8. Ver- und Entsorgung 

8.1 Gas, Wasser, Strom 

Die Versorgung des Plangebiets mit Gas, Wasser und elektrischer Energ ie wird durch die zuständi­
gen Versorgungsträger, die Entsorgung durch die zuständigen Entsorgungsträger sichergestellt. 

Das anfallende Abwasser kann durch Anschluss an bestehende und neu zu verlegende Kanalisation 
durch den genossenschaftlichen Vorfluter Emscher abgeführt und in der vorhandenen Kläranlage 
Dortmund-Nord gereinigt werden. 

An der südlichen Ecke des Gebäudes Wittekindstraße 105 befindet sich eine Versorgungsstation 
der DEW, die aufgrund von Umbaumaßnahmen beseitigt werden muss. Wenige Meter entfernt - an 
der südlichen Ecke des Flurstückes 611 - wird eine Versorgungsfläche gern. § 9 Abs. 1 Nr. 12 
BauGB festgesetzt, um als Ersatzstandort für die aufzugebende Versorgungsstation zu dienen. 

8.2 Niederschlagswasser 

Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens von Bauvorha­
ben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung über die Entwässerung der Grundstücke in der 
Stadt Dortmund" vom 17.12.1996 zu prüfen, ob der Abfluss des Niederschlagswassers von Dach­
und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie z.B. Versickerung oder Rückhaltung, zu vermin­
dern, zu verhindern oder merkl ich zu verlangsamen ist. Soweit die Möglichkeit besteht, sollte hiervon 
Gebrauch gemacht werden. Die wasserrechtlichen Vorschriften sind hierbei zu beachten. 

Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 01 .01 .1996 erstmals bebaut, befestigt oder 
an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, ist gern. § 51 a des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) in der Neufassung der Bekanntmachung 
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vom 25.06.1995 (GV NW s. 926, SGV NW 77) vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in 
ein Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit möglich 

ist. 

Der Bebauungsplanbereich war aber bereits vor dem 01.01.1996 bebaut/versiegelt. Somit handelt 
es sich nicht um eine Neubebauung, aufweiche die Vorschriften des§ 51 a LWG anzuwenden wä­

ren . 

9. Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Denkmalpflegerische Belange werden im Plangebiet nicht berührt. Es ist jedoch nicht auszuschlie­
ßen, dass bei Bodeneingriffen Bodendenkmäler entdeckt werden. Für diesen Fall wird im Bebau­
ungsplan über einen entsprechenden Hinweis vorsorglich auf die Melde- und Sicherungspflicht nach 
dem Denkmalschutzgesetz NW hingewiesen. 

10. Bergbauliche Einwirkungen 

Der Bebauungsplanbereich liegt über dem stillgelegten Bergwerkseigentum der VEBA AG. Die Un­
terlagen des Bergwerkseigentümers weisen weder Schächte noch oberflächennahen Abbau aus. 

Für die Nachbarschaft, insbesondere im Bereich südlich der Bundesbahnstre­
cke/Krückenweg/Kleingartenanlage Emschertal, liegen Hinweise auf uralten Pingen- und Schuri­
bergbau vor. Es ist nicht auszuschließen, dass im Bebauungsplanbereich ebenfalls derartige berg­
bauliche Aktivitäten stattgefunden haben, die möglicherweise geplante Bauvorhaben gefährden 
können. Ein entsprechender Hinweis ist in den Bebauungsplan aufgenommen worden. 

11 . Flächenbilanz 

Gewerbegebiet 
öffentliche Verkehrsfläche 

insgesamt 

12. Kosten 

28 901 qm 
2 900 qm 

31 801 qm 

Durch die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes entstehen der Stadt Dortmund keine 
Kosten. 

4 0 M,...: ?non Dortmund , 1 , ,. 

Ostholt 
Ltd. Städt. Verwaltungsdirektor 

Anlage: Abstandsliste 1998 
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1500 

1000 

Lfd. Nr. 

2 

3 

4 
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15 
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17 

18 

19 

20 
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Anhang 1 

Abstandsliste 1998 
(4. BlmSchV: 19.03.1997) 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4 . BlmSchV 

1.1 ( l ) 

1 .11 ( 1) 

3.2 ( 1) 

4.1 (1 ) 

4.4 ( 1) 

1. 14 (1) 

2.14 (2) 

3.1 (1) 

3.2 (1) 

3.3 (1) 

3.15 (2) 

3. 18 (1) 

4.1 (1) 

4 .1 b (1) 
4.1 C (1) 

4.1d (1) 

4.1 h (1) 

6.3 (1) 

7.12 (1) 

10.16 (2) 

10.19 (2) 

Kraftwerke mit F euerungsanlagen für den Einsatz von festen, 
Oüssigen oder gasförmigen Brennstoffen, soweit die Feuerungs­
wärmeleistung 900 MW Ubersteigl 

Anlagen zur Trockendestillation, insbesondere von Steinkohle, 
Braunkohle, Holz, Torf oder Pech (z. B. Kokereien, Gaswerke und 
Schwelereien), ausgenommen Holzkohlenmeiler 

Anlagen zur Gewinnung von Roheisen 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Stoffen durch 
chemische Umwandlung mit mehr als 10 Produktionsanlagen 

Anlagen zur Destillation oder Raffination oder sonstigen 
Weiterverarbeitung von Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Mineral­
öl-, Altöl- oder Schmierstoffraffinerien, in petrochemischen Werken 
oder bei der Gewinnung von Paraffin 

Anlagen zur Vergasung oder Verflüssigung von Kohle 

Anlagen zur Herstellung von Formstücken unter VerYJendung von 
Zement oder anderen Bindemitteln durch Stampfen, Schecken, 
Rütteln oder Vibrieren mit einer Produktionsleistung von 1 t oder 
mehr je Stunde im Freien(") 

Anlagen zum Rösten, Schmelzen und Sintern von Erzen 

Anlagen zur Gewinnung von Nichteisenrohmetallen aus Erzen oder 
Sekundarrohstoffen (Blei-, Zink- und Kupfererzhütten) 

Anlagen zur Stahlerzeugung, ausgenommen Lichtbogenöfen mit 
weniger als 50 t Gesamtabstichgewicht sowie Induktionsöfen (') 

(s. auch lfd. Nrn. 26 und 46) 

Anlagen zur Herstellung oder Repara:ur von Sehaltern aus Metall 
im Freien (z. B. Container) (") 

Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Schiffskörpern: ,r 
-sektionen aus Metall im Freien(") 

Anlagen zur f2brikmaßigen Herstellung von Stoffen durch 
chemische Umwandlung mit höchstens 10 Produktionsanlagen 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Metallen oder 
Nichtmetallen auf nassem W ege oder mit Hilfe elektrischer Energie 
sowie von Ferrolegierungen, Korund oder Karbid einschließlich 

Aluminiumhütten • 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Schwefel oder 
Schwefelerzeugnissen 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstell~ng von Chemiefasern 

Anlagen zur Herstellung von Holzfaserplatten, Holzspanplatten oder 

Holzfasermatten 

Anlagen zur Tierkörperbeseitigung sowie Anlagen, in denen 
Tierkörpertei!e oder Erzeugnisse tierischer Herkunft zur Beseitigung 
in Tierkörperbeseitigungsanlagen gesammelt oder gelagert werden 

Prüfstände rar oder mit Luftschrauben, Rückstoßantrieben oder 

Strahltriebwerken 

Anlagen zur Luftverflüssigung mit e;nem Durchsatz von 
25 t Luft je Stunde oder mehr (") 

Anlagen zur Herstellung von Eisen- cder Stahlbaukonstruktionen im 

Freien (") 
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A bstand in m 

700 

500 

Ud. Nr. 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

1.1 ( 1) Kraftwerke und Heizkraftwerke mit Feuerungsanlagen für den 
Einsatz von festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen, 
soweit die Feuerungswärmeleistung 

1.12 (1) 

2.3 (\) 

2.4 (2) 

3.3 (1) 

3.4 (1 + 2) 

4.1a (1) 

4.1d (1) 

4.1 e (1) 

4.11 (1) 

4.6 (1) 

7.15 (1) 

8.8 (1) 

1.1 (1) 

1.7 (1) 

1.8 (2) 

1.9 (2) 

a) bei Kraftwerken mehr als 150 MW bis max. 900 MW beträgt 
b) bei Heizkraftwerken 300 MW übersteigt 

Anlagen zur Destillation oder Weiterverarbeitung von Teer oder 
Teererzeugnissen oder von Teer- oder Gaswasser 

Anlagen zur Herstellung von Zementklinker oder Zementen 

Anlagen zum Brennen von Bauxit, Dolomit, Gips, Kalkstein, 
Kieselgur, Magnesit, Quarzit od_er von Ton zu Schamotte 

Anlagen zur Stahlerzeugung mit Lichtbogenöfen unter 50 t 
Gesamtabstichgewicht (") (s. auch lfd. Nrn_. 10 und 46) 

Anlagen zum Umschmelzen von Nichteisenmetallen (Altmelall), 
ausgenommen 
- Vakuum-Schmelzanlagen, 
- Schmelzanlagen für Gußlegierungen aus Zinn und 
W ismut oder aus Feinzink und Aluminium in Verbindung 
mit Kupfer oder Magnesium, 

- Schmelzanlagen, die Bestandteil von Druck- oder 
Kokillengießmaschinen sind, 

- Schmelzanlagen für Edelmetalle oder für Legierungen, 
die nur aus Edelmetallen oder aus Edelmetallen und 
Kupfer bestehen, und 

- Schwallötbäder 
(s. auch lfd. Nrn. 92 und 156) 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von anorganischen 
Chemikalien wie Säuren, Basen, Salze 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Halogenen oder 
Halogenerzeugnissen 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von phosphor- oder 
stickstoffhaltigen Düngemitteln 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Kohlenwasserstoffen 

Anlagen zur Herstellung von Ruß 

Kottrocknungsanlagen 

Anlagen zur chemischen Behandlung von besonders 
überwachungsbedürftigen oder überwachungsbedürftigen Abfällen, 
auf die die Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes Anwendung finden 

Aufbereitungsanlagen für schmelznussige Schlacke (z. B. 
Hochofenschlacke) 

Automobil- u. Motorradfabriken sowie Fabriken zur Herstellung von 
Verbrennungsmotoren 

Haizkraftwerke und Heizwerke mit Feuerungsanlagen für den 
Einsatz von festen, flüssigen oder gasförmigen Brennstoffen, 
soweit die Feuerungswarmeleistung 
a) bei Heizkraftwerken von 100 MW bis 300 MW 
b) bei Heizwerken mehr als 100 MW 
betragt 

Kühlturme mit einem Kühlwasserdurchsatz von 10 000 m' oder 
mehr je Stunde 

Elektroumspannanlagen mit einer Oberspannung von 
220 kV oder mehr einschließlich der Schaltfelder, ausgenommen 
eingehauste Elektroumspannanlagen(' ) 

Anlagen zum Mahlen oder Trocknen von Kohle mit einer Leistung 
von 30 t oder mehr Je Stunde 
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Abstand In m 

500 

Ud. Nr. 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

1.1 0 (1) 

2.8 (1) 

2.11 (1) 

2.13 (2) 

2.15(1) 

3.3(1) 
3.7 (1) 

3.6 (1 + 2) 

3 .11 (1 + 2) 

3 .14 (1 + 2) 

3.16 (1) 

4.1g (1) 

4 .1h (1) 

4 .1k (1) 

4.1m (1) 

4.5 (1) 

4.7 (1) 

4 .8 (1) 

5.1 (1) 

Anlagen zum Brikettieren von Braun- oder Steinkohle 

Anlagen zur Herstellung von Glas, auch soweit es aus Altglas 
hergestellt wird, einschließlich Glasfasern, die nicht rar 
medizinische oder fernmeldetechnische Zwecke bestimmt sind 

Anlagen zum Schmelzen mineralischer Stoffe 

Anlagen zur Herstellung von Beton, Mörtel oder Straßenbaustoffen 
unter Verwendung von Zement, auch soweit die Einsatzstoffe 
lediglich trocken gemischt werden 

Anlagen zur Herstellung oder zum Schmelzen von Mischungen aus 
Bitumen oder Teer mit Mineralstoffen einschließlich 
Aufbereitungsanlagen für bituminöse Straßenbaustoffe und 
T eersplittanlagen mit einer Produktionsleistung von 200 t oder mehr 

je Stunde 

Anlagen zur Stahlerzeugung mit Induktionsöfen, Anlagen zum 
Erschmelzen von Gußeisen sowie Eisen-, Temper- oder Stahl­
gießereien, ausgenommen Anlagen, in denen Formen oder Kerne 
auf kaltem Wege hergestellt werden. mit einer Leistung von 80 t 
oder mehr Gußteile je Monat (s. auch lfd. Nrn. 10 und 26) 

Anlagen zum Walzen von Metallen, ausgenommen Anlagen zum 
Walzen von Kaltband mit einer Bandbreite bis 650 mm n 
Schmiede-. Hammer- oder Fallwerke (·) 

Anlagen zum Zerkleinern von Schrott durch RotormOhlen mit einer 
Nennleistung des Rotorantriebes von 100 KW oder mehr 

Anlagen zur Herstellung von warmgefertigten nahtlosen 
oder geschweißten Rohren aus Stahl (") 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von organischen 
Chemikalien oder Lösungsmitteln wie Alkohole, Aldehyde. Ketone, 
Sauren, Ester. Acetate, Äther 

Anlagen zur Herstellung von Kunststoffen 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Kunstharzen 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von synthetischem 

Kautschuk 

Anlagen zur Herstellung von Schmierstoffen w ie Schmieröle, 
Schmierfette, Metallbearbeitungsöle 

Anlagen zur Herstellung von Kohlenstoff (Hartbrandkohle) oder 
Elektrographit durch Brennen, z . B. rar Elektroden, Stromabnehmer 

oder Apparateteile 

Anlagen zur Aufarbeitung von organischen Lösungsmitteln durch 
Destillieren mit einer Leistung von ~ t oder mehr je Stunde 

Anlagen zum Beschichten, Lackieren. Kaschieren. Imprägnieren 
oder Tränken von Gegenständen. Glas- oder M ineralfasern oder 
bahnen- oder tafelförmigen Materialien einschließlich der 
zugehörigen Trocknungsanlagen mit 
a) Lacken, die organische Lösungsmittel enthalten und von 

diesen 250 kg oder mehr je Stunde eingesetzt werden, 
b) Kunstharzen, die unter weitgehender Selbstvernetzung 

ausreagieren (Reaktionsharze). wie Melamin-, Harnstoff., 
Phenol-. Epoxid-. Furan-, Kresol-, Resorcin• oder 
Polyesterharzen, sofern die Menge dieser Harze 25 kg oder 
mehr je Stunde beträgt, oder 

c) Kunststoffen oder Gummi unter Einsatz von 250 kg 
organischen Lösungsmitteln oder mehr je Stunde, 

ausgenommen Anlagen für den Einsatz von Pulverlacken oder 

Pulverbeschichtungsstoffen 
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Abstand in m Ud. Nr. 

500 59 

60 

61 

62 

63 

64 

65 

66 

67 

68 

69 

70 

71 

72 

Nummer (Spalte) Betriebsart 

der 4. BlmSchV 

5.5 (2) 

5.8 (2) 

, 7.1 (1) 

7.3 (1) 

7.9 (1) 

7.1 1 (1) 

7.19 (2) 

7.21 (1) 

7.23 (1) 

7.24 (1) 

7.25 (2) 

8.1 (1) 

8.3 (1) 

8.5 (1) 

. Anlagen zum Isolieren von Drähten unter Verwendung von Phenol­

oder Kresolharzen 

Anlagen zur Herstellung von Gegenständen unter Verwendung von 
Amino- oder Phenoplasten, wie Furan-, Harnstoff-, Phenol-, 
Resorcin- oder Xylolharzen mittels Wärmebehandlung, soweit die 
Menge der Ausgangsstoffe_ 10 kg oder mehr je Stunde beträgt 

Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Ge0ügel oder 
Mastkälbern oder zum Halten oder zur getrennten Aufzucht von 

Schweinen mit · 
a) 51 000 Hennenplätzen, 
b) 102 000 Junghennenplätzen, 
c) 102 000 Mastge0ügelplätzen, 
d) 51 000 Truthühnermastplätzen, 
e) 1 900 Mastschweineplätzen (Schweine von 30 kg 

oder mehr Lebendgew:cht), 
f) 640 Sauenplatzen einschließlich dazugehd'render 

F erkelaufzuchtplatze (Ferkel bis weniger als 
30 kg Lebendgewicht). 

g) 820 Sauenplatzen einschließlich dazugehörender 
Ferkelaufzuchtplätze (Ferkel bis weniger als 
1 O kg Lebendgewicht) oder 

h) 5 400 Ferkelplätzen für die getrennte Aufzucht 
(Ferkel von 10 bis weniger als 30 kg Lebend-
gewicht), · 

i) 700 Mastkälberplätzen 
oder mehr, auch soweit nicht genehmigungsbedürftig 

Anlagen zum Schmelzen von tierischen Fetten mit Ausnahme der 
Anlagen zur Verarbeitung von selbstgewonnenen tierischen Fetten 
zu Speisefetten in Fleischereien m~ einer Leistung bis zu 200 kg 

Speisefett je Woche 

Anlagen zur Herstellung von Futter- oder Düngemitteln oder 
technischen Fetten aus den Schlachtnebenprodukten Kllochen, 
Tierhaare, Federn, Hörner, Klauen oder Blut 

Anlagen zum Lagern unbehande::er Kllochen, ausgenommen 

Anlagen für selbstgewonnene Knochen in 
Fleischereien, in denen je Woche weniger als 
4 000 kg Fleisch verarbeitet werden, und 

Anlagen, die nicht durch Nr. 114 erfaßt werden 

Anlagen, in denen Sauerkraut hergestellt wird, soweit 10 t Kohl oder 

mehr je Tag verarbeitet werden 

Mühlen ror Nahrungs- oder Futtermittel mit einer Produktions­

leistung von 500 t je Tag oder mehr(") 

Anlagen zum Extrahieren pflanzlicher Fette oder Öle, soweit die 
Menge des eingesetzten Extrakt!onsmittels 1 t oder mehr beträgt 

Anlagen zur Herstellung oder Raffination von Zucker unter 
Verwendung von Zuckerrüben ocer Rohzucker 

Anlagen zur Trocknung von Grünfutter, ausgenommen Anlagen zur 
Trocknung von selbstgewonnenem Grünfutter im 
landwirtschaftlichen Betrieb 

Anlagen zur teilweisen oder vollständigen Beseitigung von festen, 
nossigen oder in Behältern gefaGten gasförmigen Starren oder 
Gegenständen durch thermisct:e Verfahren, wie Ver- oder 
Entgasung, Verbrennung oder eine Kombination dieser Verfahren 

Anlagen zur Rückgewi(inung vcn einzelnen Bestandteilen aus 

festen Stoffen durch Verbrennen 

Anlagen zur Kompostierung mit einer Durchsatzleistung von mehr 

als 10 tlh (Kornpostwerke) 
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Abstand in m Lfd. Nr. Nummer (Spalte) 
der 4. BlmSchV 

Betriebsart 

500 73 9.11 (2) 
Offene oder unvollstandig geschlossene Anlagen zum Be- oder 
Entladen von Schüttgütern, die Im trockenen Zustand stauben 
können, duch Kippen von Wagen oder Behältern oder unter 
Verwendung von Baggern, Schaufelladegeräten, Greifern, 
Saughebern oder ähnlichen Einrichtungen, soweit 200 t Schüttgüter 
oder mehr je Tag bewegt werden können, ausgenommen Anlagen 
zum Be- oder Entladen von Erdaushub oder von Gestein, das bei 
der Gewinnung oder Aufbereitung von Bodenschätzen anfallt; für 
nur saisonal genutzte Getreideannahmestellen tritt die 
GenehmlgungspOicht erst bei einer Umschlagleistung von 400 t 
oder mehr je Tag ein 

74 9.36 (2) 
Anlage'.\zur Lagerung von Gülle mit einem Fassungsvermögen von 

2500 m oder mehr 

75 
Oberirdische Deponien für besonders überwachungsbedürftige 
Abfalle l.S. der Technischen Anleitung Abfall, Teil 1 

76 
Abwasserbehandlungsanlagen ror mehr als 100 000 EGW 

77 
Autokinos(") 

78 
Betriebshöfe für Straßenbahnen (") 

300 79 1.5(1+2) 
Gasturbinenanlagen zum Antrieb von Generatoren oder 

Arbeitsmaschinen (") 

80 1.9 (2) 
Anlagen zum Mahlen oder Trocknen von Kohle mit einer Leistung 

von 1 t bis weniger als 30 t je Stunde 

8 1 1.13 (1) 
Anlagen zur Erzeugung von Generator- oder Wassergas aus festen 

1.15 (1) 
Brennstoffen oder Stadt- oder Ferngas aus Kohlenwasserstoffen 

durch Spalten 

82 2.1 (2) 
Steinbrüche, in denen Sprengstoffe oder Flammstrahler verwendet 

werden 

83 2.2 (2) 
Anlagen zum Brechen, Mahlen oder Klassieren von natürlichem 
oder künstlichem Gestein einschließlich Schlacke und 
Abbruchmaterial, ausgenommen Klassieranlagen für Sand oder 
Kies und Anlagen zur Behandlung von Abbruchmaterial am 

Entstehungsort 

84 2.5 (2) 
Anlagen zum Mahlen von Gips, Kieselgur, Magnesit, Mineralfarben, 
Muschelschalen, Talkum, Ton, Tuff (Traß) oder Zementklinker 

85 2.6 (1) 
Anlagen zur Gewinnung, Bearbeitung oder Verarbeitung von Asbest 

86 2.7 (2) 
Anlagen zum Blahen von Perlite, Schiefer oder Ton 

87 2.10 (1) 
Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse, soweit der 
Rauminhalt der Brennanlage 4 m' oder mehr und die Besatzdichte 
300 kg oder mehr je m' Rauminhalt der Brennanlage beträgt, 
ausgenommen elektrisch beheiz1e Brennöfen, die diskontinuierlich 

und ohne Abluftführung betrieben werden 

88 2.14 (2) 
Anlagen zur Herstellung von F ormst0cken unter Verwendung von 
Zement oder anderen Bindemitteln durch Stampfen, Schocken, 
Rütteln oder Vibrieren mit einer Produklionsleistung von 1 t oder 
mehr je Stunde in geschlossenen Hal?en (") 

89 2.15 (2) 
Anlagen zur Herstellung oder zum Schmelzen von Mischungen aus 
Bitumen oder Teer mit Mineralstoffen einschließlich 
Aufbereitungsanlagen für bituminöse Straßenbaustoffe und 
Teersplittanlagen mit einer Produktionsleistung bis weniger als 

200 t je Stunde 

90 3.2 (2) 
Anlagen zur thermischen Aufbereitung von Hüttenstäuben für die 
Gewinnung von Metallen oder Metallverbindungen im Drehrohr oder 

in einer Wirbelschicht 
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V 300 
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Ud. Nr. 

91 

92 

93 

94 

95 

96 

97 

98 

99 

100 

101 

102 

103 

104 

105 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

3.3 (2) 
3.7 (2) 

3.4 (1 ) 
3.8 (1) 

3.5 (2) 

3.9 (1 + 2) 

3.15 (2) 

3.18 (1) 

3.21 (1 + 2) 

3.23 (1 + 2) 

4.lf (1) 

4.1 p (1) 

4.2 (1 + 2) 

4.3 (2) 

4.8 (2) 

4.9 (2) 

4.10 (2) 

Anlagen zum Erschmelzen von Gußeisen oder Stahl mit einer 
Schmelzleistung bis zu 2,5 t je Stunde, Vakuum-Schmelzanlagen 
ror Gußeisen oder Stahl mit einer Einsatzmenge von 5 t oder mehr 
sowie Eisen-, Temper- oder Stahlgießereien, in denen Formen oder 
Kerne auf kaltem Wege hergestellt werden, mit einer Leistung von 
weniger als 80 t Gußteile je Monat 

Schmelzanlagen für Nichteisenmetalle rar einen Einsatz von 
1000 kg oder mehr sowie Gießereien f0r Nichteisenmetalle, 
ausgenommen 
- Vakuum-Schmelzanlagen, 
- Schmelzanlagen für Gußlegierungen aus Zinn und 

W ismut oder aus Feinzink und Aluminium in Verbindung 
mit Kupfer oder Magnesium, 

- Schmelzanlagen, die Bestandteil von Druck- oder 
Kokillengießmaschinen sind, 

- Schmelzanlagen f0r Edelmetalle oder für Legierungen, 
die nur aus Edelmetallen oder aus Edelmetallen und 
Kupfer bestehen, und 

- Schwallötbäder 
(s. auch lfd. Nrn. 27 und 156) 

Anlagen zum Abziehen der Oberflächen von Stahl, insbesondere 
von Blöcken, Brammen, Knüppeln, Platinen oder Blechen, durch 
Flammen 

Anlagen zum Aufbringen von metallischen Schutzschichten auf 
Metalloberflächen aus Blei, Zinn, Zink, Nickel oder Kobalt mit Hilfe 
von schmelznussigen Bädern, durch Flamm- oder 
Lichtbogenspritzen 

Anlagen zur Herstellung oder Reparatur von Behaltern aus Metall in 
geschlossenen Hallen (z. B. Dampfkessel, Container) (") · 

Anlagen zur Herstellung oder Reparalur von Schiffskörpern oder 
-sektionen aus Metall in geschlossenen Hallen n 
Anlagen zur Herstellung von Bleiakkumulatoren oder 
Industriebatteriezellen und sonsti_ger Akkumulatoren 

Anlagen zur Herstellung von Aluminium-, Eisen- oder 
Magnesiumpulver oder -pasten, von blei- oder nickelhaltigen 
Pulvern oder Pasten oder sonstigen Metallpulvern oder -pasten, 
ausgenommen Anlagen zur Herstellung von Metallpulver durch 
Stampfen 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von unter Druck gelöstem 
Acetylen (Dissousgasfabriken) 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Seifen oder 
Waschmitteln durch chemische Umwandlung 

Anlagen, in denen Pnanzenschutz- oder Schädlings­
bekämpfungsmittel oder ihre Wirkstoffe gemahlen oder maschinell 
gemischt, abgepackt oder umgefüllt werden 

Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Arzneimitteln oder 
Arzneimittelzwischenprodukten ohne chemische Umwandlung 

Anlagen zur Aufarbeitung von organischen Lösungsmitteln durch 
Destillieren mit einer Leistung von 1 t bis weniger als 3 t je Stunde 

Anlagen zum Erschmelzen von Natur- oder Kunstharzen mit einer 
Leistung von 1 t oder mehr je Tag 

Anlagen zur Herstellung von Anstrich- oder Beschichtungsstoffen 
(Lasuren, Firnis, Lacke, Dispersionsfarben) oder Druckfarben unter 
Einsatz von 5 t je Tag oder mehr organischer Lösungsmittel, .. 
ausgenommen Anlagen, in denen ausschließlich hochsiedende Ole 
als Lösungsmittel ohne Wärmebehandlung eingesetzt werden 
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Abstand in m Lfd. Nr. Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

300 106 5.1 (2) Anlagen zum Beschichten, Lackieren, Kaschieren, Imprägnieren 
oder Tränken von Gegenständen, Glas- oder Mineralrasern oder 
bahnen- oder tafelförmigen Materialien einschließlich der 
zugehörigen Trocknungsanlagen mit 
a) Lacken, die organische Lösungsmittel enthalten und von diesen 

25 kg bis weniger als 250 kg je Stunde eingesetzt werden, 
b) Kunstharzen, die unter weitgehender Selbstvernetzung 

ausreagieren (Reaktionsharze), wie Melamin-, Harnstoff-, 
Phenol-, Epoxid-, Furan-, Kresol-, Resorcin- oder 
Polyesterharzen, sofern die Menge dieser Harze 10 kg bis 
weniger als 25 kg je Stunde betragt, ocer 

c) Kunststoffen oder Gummi unter Einsatz von 25 kg bis weniger 
als 250 kg organischer Lösungsmittel je Stunde, 

ausgenommen Anlagen für den Einsatz von Pulverlacken oder 
Pulverbeschichtungsstorren 

107 5.2 (1 +2) Anlagen zum Bedrucken von bahnen- oder tafelrörmigen Materialien 
mit Rotationsdruckmaschinen einschließlich der zugehörigen 
Trocknungsanlagen 

108 5.4 (2) Anlagen zum Tränken oder Überziehen von Starren oder 
Gegeständen mit Teer, Teeröl oder heißem Bitumen, ausge-
nommen Anlagen zum Tränken oder Überziehen von Kabeln mit 
heißem Bitumen 

109 5.6 (2) Anlagen zur Herstellung von bahnenrörmigen Materialien auf 
Streichmaschinen einschließlich der zugehörigen 
Trocknungsanlagen unter Verwendung von Gemischen aus 
Kunststoffen und Weichmachern oder von Gemischen aus 
sonstigen Storren und oxidiertem Leinöl 

11 0 5.9 (2) Anlagen zur Herstellung von Reibbelägen unter Verwendung von 
Phenoplasten oder sonstigen Kunstharzbindemitteln, soweit kein 
Asbest eingesetzt wird . 

111 6.2 (2) Anlagen, die aus einer oder mehreren Maschinen zur fabrikmäßigen 
Herstellung von Papier und Pappe bestehe:, (") 

112 6.4 (2) Anlagen zur Herstellung von Wellpappe 

113 7.1 (1) Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Genogel oder 
Mastkälbern oder zum Halten oder zur getrennten Aufzucht von 
Schweinen mit 
a) 14 000 bis weniger als 51 000 Hennenplatzen, 
b) 28 000 bis weniger als 102 000 Jung~.ennenplätzen, 
c) 28 000 bis weniger als 102 000 Masti;enogelplatzen, 
d) 1 4 000 bis weniger als 51 000 TruthOhnermastplätzen, 
e) 525 bis weniger als 1 900 Masts;;hweineplätzen 

(Schweine von 30 kg oder mehr Lebendgewicht), 
() 175 bis weniger als 640 Sauenplatzen ein-

schließlich dazugehörender Ferkelaurzucht-
plätze (Ferkel bis weniger als 3,'.) kg Lebend-
gewicht), 

g) 225 bis weniger als 820 Sauer.plätzen einschließ-
lieh dazugehörender F erkelaufzuchtplätze 
(Ferkel bis weniger als 10 kg Lebendgewicht) 
oder 

h) 1 500 bis weniger als 5 400 Ferke!plätzen ror die 
getrennte Aufzucht (Ferkel von 10 bis weniger 
als 30 kg Lebendgewicht), 

i) 200 bis weniger als 700 Mastkalberplatzen 
auch soweit nicht genehmlgungsbedürftig 

114 7.2 (1 + 2) Anlagen zum Schlachten von 
a) 500 kg oder mehr Lebendgewicht Genogel oder 
b) 8 000 kg oder mehr Lebendgewicht sonstiger Tiere je Woche 

115 7.4 (1) Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Tierfutter durch 
Erwärmen der Bestandteile tierischer Herk\.!nrt 
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Abstand in m Lfd. Nr. Nummer (Spalte) 
der 4. BlmSchV 

Betriebsart 

300 11 6 7.4 (2) Anlagen zur Verarbeitung von Kartoffeln, Gemose, Fleisch oder 
Fisch für die menschliche Ernährung, soweit 1 t dieser 
Nahrungsmittel je Tag oder mehr durch Erwärmen verarbeitet wird, 

ausgenommen 
- Anlagen zum Sterilisieren oder Pasteurisieren dieser 

Nahrungsmittel in geschlossenen Behältnissen und 
- Küchen von Gaststätten, Kantinen, Krankenhäusern und 

ähnlichen Einrichtungen 

117 7.6 (2) Anlagen zum Reinigen oder zum Entschleimen von tierischen 
Därmen oder Mägen 

11 8 7.7 (2) Anlagen zur Zubereitung oder Verarbeitung von Kälbermägen zur 
Labgewinnung 

119 7.8 (1) Anlagen zur Herstellung von Gelatine, Hautleim, Lederleim oder 
Knochenleim 

120 7.10 (1) Anlagen zum Lagern oder Aufarbeiten unbehandelter Tierhaare mit 
Ausnahme von Wolle, ausgenommen Anlagen für selbstgewonnene 
Tierhaare in Anlagen, die nicht durch Nr. 114 erfaßt werden 

121 7.13 (2) Anlagen zum Trocknen, Einsalzen, Lagern oder Enlhaaren 
ungegerbter Tierhäute oder Tierfelle 

122 7.14(2) Anlagen zum Gerben einschließlich Nachgerben von Tierhäuten 
oder Tierfellen sowie nicht genehmigungsbed0rftige Lederfabriken 

123 7.22 (2) Anlagen zur Herstellung von Hefe oder Stärkemehlen 

124 7.29 (2) Anlagen zum Rösten oder Mahlen von Kaffee oder Abpacken von 
gemahlenem Karree mit einer Leistung von jeweils 250 kg oder 
mehr je Slunde 

125 7.30 (2) Anlagen zum Rösten von Karree-Ersatzprodukten, Getreide, Kakao-
bohnen oder Nossen mit einer Leistung von 75 kg oder mehr je 
Stunde 

126 7.31 (2) Anlagen zur 
a) Herstellung von Lakritz, 
b) Herstellung von Kakaomasse aus Rohkakao oder 
c) thermischen Veredelung von Kakao- oder Schokoladenmasse 

127 8.4 (2) Anlagen, in denen Starre aus in Haushaltungen anfallenden oder 
aus gleichartigen Abfällen durch Sortieren für den . 
Wirtschaftskreislauf zurückgewonnen werden, mit einer Leistung 
von 10 t oder mehr je Tag 

128 8.5 (2) Anlagen zur Kompostierung mit einer Durchsatzleistung von 0,75 t 
bis weniger als 10 Vh (Kompostierungsanlagen) 

129 8.7 (1) Anlagen zur Behandlung von verunreinigtem Boden, der nicht 
ausschließlich am Standort der Anlage entnommen wird (') 

130 8.9 (2) Anlagen zur Lagerung oder Behandlung von Autowracks ohne , 
sortenreine Demontage der Einzelteile, auch soweit nicht 
genehmigungsbed0rftig ( ' ) 

131 8.11 (2) Anlagen zur Behandlung von Oberwachungsbed0rftigen Abfällen mit 
einem Durchsatz von 1 0 t je Tag oder mehr sowie Anlagen, die der 
Lagerung von 100 t oder mehr Oberwachungsbed0rftiger Abfälle 
dienen (z.B. Elektronik- und Ele:<:roschrot1), ausgenommen die 
zeitweilige Lagerung - bis zum Einsammeln - auf dem Gelände der 

Entstehung der Abfälle 

132 9.10 (1 ) Anlagen zum Umschlagen von Oberwachungsbedürftigen und 
besonders 0berwachungsbed0r.ligen Abfällen, auf die die 
Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
Anwendung finden, mit einer Leistung von 100 t oder mehr je Tag, 
ausgenommen Anlagen zum Umschlagen von Erdaushub oder von 
Gestein, das bei der Gewinnung oder Aufbereitung von 
Bodenschätzen anfallt 
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Abstand In m Lfd. Nr. Nummer (Spalte) Betriebsart 

der 4. BlmSchV 

300 133 10.7 (2) 
Anlagen zum Vulkanisieren von Natur- oder Synthesekautschuk 
unter Verwendung von Schwefel oder Schwefelverbindungen, 

ausgenommen Anlagen, In denen 
weniger als 50 kg Kautschuk je Stunde verarbeitet werden oder 
ausschließlich vorvulkanisierter Kautschuk eingesetzt wird 

134 10.21 (2) 
Anlagen zur Innenreinigung von Eisenbahnkesselwagen, 
Straßentankfahrzeugen oder Tankcontainern sowie Anlagen zur 
automatischen Reinigung von Fässern einschließlich zugehöriger 
Aufarbeitungsanlagen, soweit die Behälter von organischen Stoffen 
gereinigt werden. ausgenommen Anlagen, In denen Behälter 
ausschließlich von Nahrungs-, Genuß- oder Futtermitteln gereinigt 

werden 

135 10.23 (2) 
Anlagen zur Textilveredlung durch Sengen, Thermofixieren, 
Thermoisolieren, Beschichten, Imprägnieren oder Appretieren, 
einschließlich der zugehörigen Trocknungsanlagen, ausgenommen 
Anlagen, in denen weniger als 500 m2 Textilien je Stunde behandelt 

werden 

136 
Gattersägen, wenn die Antriebsleistung eines Gatters 100 f<:oN oder 
mehr beträgt, sowie Furnier- oder Schälwerke 

137 
Abwasserbehandlungsanlagen bis einschließlich 100 000 EGW 

138 
Anlagen zur Gewinnung oder Aufbereitung von Sand, Bims, Kies, 

Ton oder Lehm 

139 
Anlagen zur Herstellung von Kalksandsteinen, Gasbetonsteinen 
oder Faserzementplatten unter Dampfüberdruck 

140 
Anlagen zur Herstellung von Bauelementen oder In Serien 

gerertigten Hol_zbauten 

141 
Deponieklasse II i.S. der Technischen Anleitung Siedlungsab[all 
(Siedlungsabfalldeponien und vergleichbare Deponien) 

142 
Deponieklasse I i.S. der Technischen Anleitung Siedlungsabfall 
(lnertstoffdeponie, Erdaushub- oder Bauschuttdeponien) 

143 
Anlagen zur Herstellung von Schienenfahrzeugen 

144 
Preßwerke (") 

145 
Anlagen zur Herstellung von Eisen- oder Stahlbaukonstruktionen in 

geschlossenen Hallen (") 

146 
Stab- oder Drahtziehereien (' ) 

147 
Schwermaschinenbau 

143 
Emaillieranlagen 

149 
Schrottplätze 

150 
Margarine- oder Kunstspeisefettfabriken 

151 
Auslieferungslager fOr Tiefkühlkost(' ) 

152 
Belriebsh!lfe der Müllabfuhr oder der Straßendienste (") 

153 
Speditionen aller Art sowie Betriebe zum Umschlag größerer 

Gütermengen (") 

VI 200 154 2.9 (2) 
Anlagen zum Säurepolieren oder Mattätzen von Glas oder 
Glaswaren unter Verwendung von Flußsäure 

155 2.10 (2) 
Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse, soweit der 
Rauminhalt der Brennanlage 4 m' oder mehr oder die Besatzdichte 
mehr als 100 kg/m' und weniger als 300 kg Im' Rauminhalt der 
Brennanlage beträgt, ausgenommen elektrisch beheizte Brennöfen, 
die diskontinuierlich und ohne AblurtfOhrung betrieben werden 
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Abstand in m Ud. Nr. 

200 156 

157 

158 

159 

160 

161 

162 

163 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

3.4 (2) Schmelzanlagen für Nichteisenmetalle für einen Einsatz von 50 bis 
weniger als 1 000 kg, ausgenommen 

3.8 (2) 

3.10 (2) 

5.7 (2) 

5.10 (2) 

5.1 1 (2) 

7.1 (1) 

7.5 (2) 

• Vakuum-Schmelzanlagen, 
• Schmelzanlagen für Gußlegierungen aus Zinn und 

Wismut oder aus Feinzink und Aluminium in Verbindung 
mit Kuprer oder Magnesium, 

• Schmelzanlagen, die Bestandteil von Druck- oder 
Kokillengießmaschinen sind oder die ausschließlich im 
Zusammenhang mit einzelnen Druck- oder Kokillengieß­
maschinen gleßrertige Nichteisenmetalle oder gießrertige 
Legierungen niederschmelzen, 

- Schmelzanlagen rür Edelmetalle oder für Legierungen, 
die nur aus Edelmetallen oder aus Edelmetallen und 
Kupfer bestehen, und 

- Schwallötbäder 
(s. auch lfd. Nm. 27 und 92) 

Anlagen, die aus einer oder mehreren Druckgießmaschinen mit 
Zuhaltekräften von 2 Meganewton oder mehr bestehen 

Anlagen zur Oberflächenbehandlung von Metallen unter 
Verwendung von Fluß- oder Salpetersäure, ausgenommen 
Chromatieranlagen 

Anlagen zur Verarbeitung von nussigen ungesättigten 
Polyesterharzen mit Styrol-Zusatz oder nussigen Epoxidharzen mit 
Aminen zu 
a) Formmassen (z. B. Harzmatten oder Faser-Formmassen) oder 
b) Formteilen oder Fertigerzeugnissen, soweit keine 

geschlossenen Werkzeuge (Formen) verwendet werden, 
für einen Harzverbrauch von 500 kg oder mehr je Woche z. B. 
Bootsbau, Fahrzeugbau oder Behäl:erbau 

Anlagen zur Herstellung von künstlichen Schleirscheiben, 
-körpern, -papieren oder -geweben unter Verwendung organischer 
Binde- oder Lösungsmittel 

Anlagen zur Herstellung von Polyurethanrormtellen, Bauteilen unter 
Verwendung von Polyurethan, Polyureth_anblöcken in Kastenrormen 
oder zum Ausschäumen von Hohlräumen mit Polyurethan, soweit 
die Menge der Ausgangsstorre 200 kg oder mehr je Stunde beträgt, 
ausgenommen Anlagen zum Einsatz von thermoplastischen 
Polyurethangranulaten 

Anlagen zum Halten oder zur Aurzucht von Geflügel oder 
Mastkälbern oder zum Halten oder zur getrennten Aufzucht von 
Schweinen mit 
a) 3 200 bis weniger als 14 000 Hennenplätzen. 
b) 6 400 bis weniger als 28 000 Junghennenplätzen, 
c) 6 400 bis weniger als 28 000 MastgeOügelplätzen, 
d) 3 200 bis weniger als 14 000 Truthühnermastplätzen, 
e) 120 bis weniger als 525 Mastschweineplätzen 

(Schweine von 30 kg oder mehr Lebendgewicht), 
f) 40 bis weniger als 175 Sauenplatzen 

einschließlich dazugehörender Ferkelaurzucht­
plätze (Ferkel bis wer.iger als 30 kg Lebend­
gewicht), 

g) 50 bis weniger als 225 Sauenplatzen ein-
schließlich dazugehörender Ferkelaurzucht­
plätze (Ferkel bis weniger als 10 kg Lebend­
gewicht) oder 

h) 350 bis weniger als 1 500 Ferkelplatzen für die 
getrennte Aufzucht (Ferkel von 10 bis weniger 
als 30 kg Lebendgewicht). 

i) 75 bis weniger als 200 Mastkälberplätzen 
auch soweit nicht genehmigungsbedürftig 

Anlagen zum Räuchern von Fleisch- oder Fischwaren, 
ausgenommen 

Anlagen in Gaststätten und 
Räuchereien mit einer Raucherleistung von weniger als 1000 kg 
Fleisch- oder Fischwaren je Woche 
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Abstand in m 

200 

.I\ 

Ud. Nr. 

164 

165 

166 

167 

168 

169 

170 

171 

172 

173 

174 

175 

176 

177 

178 

179 

180 

181 

182 

183 

184 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

7.20 (2) Malzdarren 

7.21 (2) 

7.27 (2) 

7.28 (2) 

7.32 (2) 

7.33 (2) 

10.8 (2) 

10.9 (2) 

10.10 (2) 
10.11 (2) 

10.15 (2) 

10.17 (2) 

10.20 (2) 

Mühlen für Nahrungs- oder Futtermittel mit einer Pro­
duktionsleistung von 100 t bis weniger als 500 t je Tag (") 

Melass~brennereien, Biertrebertrocknungsanlagen oder Brauereien 
mit einem Ausstoß von 5 000 hl Bier oder mehr je Jahr und 
Brennereien, auch soweit nicht genehmigungsbedürftig 

Anlagen zur Herstellung von Speisewürzen aus tierischen oder 
pnanzlichen Stoffen unter Verwendung von Säuren 

Anlagen zum Trocknen von Milch, Erzeugnissen aus Milch oder von 

Milchbestandteilen mit Spr0htrocknern 

Anlagen zum Befeuchten von Tabak unter Zuführung von Wärme, 
oder Aromatisieren oder Trocknen von fermentiertem Tabak • 

Anlagen zur Herstellung von Bautenschutz-, Reinigungs- oder 
Holzschutzmitteln, soweit diese Produkte organische Lösemittel 
enthalten und von diesen 1 Vh oder mehr eingesetzt werden; 
Anlagen zur Herstellung von Klebemitteln mit einer Leistung von 1 t 
oder mehr je Tag, ausgenommen Anlagen, In denen diese Mittel 
ausschließlich unter Verwendung von Wasser als Verdünnungs­

mittel hergestellt werden 

Anlagen zur Herstellung von Holzschutzmitteln unter Verwendung 
von halogenierten aromatischen Kohlenwasserstoffen 

Anlagen zum Farben oder Bleichen von Flocken, Garnen oder 
Geweben unter Verwendung von Färbebeschleunigern, alkalischen 
Stoffen, Chlor oder Chlorverbindungen einschließlich der 
Spannrahmenanlagen, ausgenommen Anlagen, die unter erhöhtem 

Druck betrieben werden 

Prüfstände für oder mit.Verbrennungsmotoren oder Gasturbinen mit 

einer Leislung von 300 KW oder mehr 

Anlagen, die an 5 Tagen oder mehr je Jahr der Übung oder 
Ausübung des Motorsports in lärmschutztechnisch optimierten 
Hallen dienen, ausgenommen Modellsportanlagen (") · 

Anlagen zur Reinigung von Werkzeugen, Vorrichtungen oder 
sonstigen metallischen Gegenständen durch thermische Verfahren 

Anlagen zur Herstellung von Bolzen, Nägeln, Nieten, Muttern, 
Schrauben, Kugeln, Nadeln oder ähnlichen metallischen Normteilen 
durch Druckumformen auf Automaten sowie Automatendrehereien 

n 
Anlagen zur Herstellung von kaltgefertigten nahtlosen oder 
geschweißten Rohren aus Stahl n 
Anlagen zum automatischen Reinigen, Abfüllen oder Verpacken von 
Flaschen aus Glas mit einer Leistung von 2500 Flaschen oder mehr 

je Stunde (") 

Anlagen zum Bau von Kraftfahrzeugkarosserien und -anhängern 

Maschinenfabriken oder Hartereien 

Pressereien oder Stanzereien (") 

Anlagen zur Herstellung von Kabeln 

Anlagen zur Herstellung von Möbeln, Kisten und Paletten aus Holz 

und sonstigen Holzwaren 

Zimmereien (") 
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VI 

VII 
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Abstand In m 

200 

100 

Ud. Nr. 

185 

186 

187 

188 

189 

190 

191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

200 

201 

202 

203 

204 

205 

206 

207 

208 

209 

210 

211 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

2.6 (2) 

3.20 (2) 

8.9 (2) 

Lackierereien mit einem Lösungsmitteldurchsatz bis weniger als 
25 kg/h (z.B. Lohnlackierereien) 

Fleischzerlegebetriebe ohne Verarbeitung 

Anlagen zum Trocknen von Getreide oder Tabak unter Einsatz von 
Geblasen (') 

Brotfabriken oder Fabriken zur Herstellung von Dauerbackwaren 

Milchverwertungsanlagen ohne Trockenmilcherzeugung 

Autobusunternehmen, auch des orrentlichen Personennah­
verkehrs(') 

Anlagen zum Be- oder Entladen von Schottg0tern bei Getreide­
annahmestellen, soweit weniger als 200 t Sch0ttgoter je Tag bewegt 
werden können, ausgenommen Anlagen zur Aufnahme von 
selbstgewonnenem Getreide im landwirtschaftlichen Betrieb 

Anlagen zum mechanischen Be- oder Verarbeiten von 
Asbesterzeugnissen auf Maschinen 

Anlagen zur Oberflächenbehandlung von Gegenständen aus Stahl, 
Blech oder Guß mit festen Strahlmitteln, die außerhalb 
geschlossener Räume betrieben werden, ausgenommen nicht 
begehbare Handstrahlkabinen 

Anlagen zur Lagerung oder Behandlung von Autowracks durch 
sortenreine Demontage der Einzelteile, auch soweit nicht 
genehmigungsbed0rftig 

Betriebe zur Herstellung von Fertiggerichten (Kantinendienste, 
Catering-Betriebe) 

Schlossereien, Drehereien, Schweißereien oder Schleifereien 

Anlagen zur Herstellung von Kunststoffteilen ohne Verwendung von 
Phenolharzen 

Autolackierereien, insbesondere zur Beseitigung von Unfallschäden 

Automatische Autowaschstraßen 

Tischlereien oder Schreinereien 

Steinsägereien, -schleifereien oder -polierereien 

Tapetenfabriken, die nicht durch lfd. Nrn. 107 erfaßt werden 

Fabriken zur Herstellung von Lederwaren, Koffern oder Taschen 
sowie Handschuhmachereien oder Schuhfabriken 

Anlagen zur Herstellung von Reißspinnstoffen, Industriewatte oder 

Putzwolle 

Spinnereien oder Webereien 

Kleiderfabriken oder Anlagen zur Herstellung von Textilien 

Großwaschereien oder große chemische Reinigungsanlagen 

Betriebe des Fernseh-, Rundfunk-, Telefonie-, Telegrane- oder 
Elektrogerätebaus sowie der sonstigen elektronischen oder 
feinmechanischen Industrie 

Bauhöfe 

Anlagen zur Ktaftfahrzeug0berwachung 

Kraftfahrzeug-Reparaturwerkstätten 
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Abstand in m Ud. Nr. 

100 212 

Nummer (Spalte) Betriebsart 
der 4. BlmSchV 

Anlagen zur Runderneuerung von Reifen soweit weniger als 50 kg 
je Stunde Kautschuk eingesetzt werden 

r 
1 



1. Der Bebauungsplan-Entwurf und diese Begründung haben nach § 3 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBI. 1 S. 
2141 , BGBI. III FNA 213-1) (auf die Dauer eines Monats vom 04.09.2000 bis 
04.1 0.2000 einschließlich zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen. 

2. Der Rat der Stadt Dortmund hat am 14.12.2000 beschlossen, diese Begründung 
nach§ 9 Abs. 8 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 27.08.1997 (BGBI. 1 S. 2141 , BGBI. III FNA 213-1) dem Bebauungsplan 
beizufügen. 

Dortmund, den // "!. (} //. 2 CIJ.-1 

Abteilungsleiter 
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